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4000 Euro Strafe für beleidigende
Äußerungen: Gerichtsurteil in

Wiesbaden
Politiker müssen Beleidigungen im Netz nicht dulden. Ein
Wiesbadener verurteilt, nachdem er Strack-Zimmermann

beleidigte.

Wiesbaden hat erneut in die Schlagzeilen geraten, nachdem ein
pensionierter Lehrer wegen einer beleidigenden Äußerung
gegenüber einer prominenten Politikerin verurteilt wurde. Diese
Entscheidung wirft ein Licht auf die Spannungen zwischen
Meinungsfreiheit und dem Schutz von Amtsträgern. Der Fall
zeigt, wie entscheidend es ist, dass das Rechtssystem gegen
zunehmende Beleidigungen und Hasskommentare im
öffentlichen Raum vorgeht.

Der 69-jährige Albert S. wurde vom Amtsgericht Wiesbaden mit
einer Geldstrafe von fast 4000 Euro belegt. Ihm wurde
vorgeworfen, in zwei Kommentaren auf der Plattform X, ehemals
Twitter, Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die damalige
Vorsitzende des Verteidigungsausschusses im Deutschen
Bundestag, als „alte Kriegstreiber-Sau“ bezeichnet zu haben.
Diese Äußerungen kamen im Kontext eines intensiven
politischen Diskurses, der von hitzigen Debatten über den
Ukraine-Konflikt geprägt ist.

Vorwürfe und rechtliche Konsequenzen

Albert S. gestand die Äußerungen und verteidigte sie als
„schmerzhafte Satire“, die sich auf ein umstrittenes Lied des
Westdeutschen Rundfunks bezog. Dabei plädierte er auf die



kreativen Freiheiten der Satire, die in der Gesellschaft anerkannt
sein sollten. Doch die Richterin, Mirjam Schwarz, sah den
Tatbestand der Beleidigung klar als erfüllt an. Sie stellte fest,
dass das Wort „Sau“ in diesem Kontext nicht nur beleidigend,
sondern auch ekelerregend sei, und betonte die Wichtigkeit des
Schutzes von Personen in politischen Ämtern.

In der Argumentation der Verteidigung spielte auch die Biografie
des Angeklagten eine Rolle. Er verwies auf die Erfahrungen
seines Vaters im Zweiten Weltkrieg und seine eigenen Sorgen
über den militärischen Konflikt in Europa seit der Krim-
Annektion. Trotz dieser persönlichen Hintergründe erkannte das
Gericht keine ausreichende Rechtfertigung für die beleidigenden
Äußerungen. Das Gericht stellte klar, dass Meinungsfreiheit nicht
das Recht schützt, andere zu beleidigen.

Die Staatsanwaltschaft, vertreten durch Eva Baldauf,
unterstützte die Entscheidung des Gerichts und unterstrich die
Bedeutung des Strafantrags von Strack-Zimmermann. Auch
wenn sie die Tweets möglicherweise nicht wahrgenommen
hatte, sei es ihr gutes Recht, sich gegen persönliche Angriffe zur
Wehr zu setzen.

Gesellschaftliche Reaktionen und
Vergleichsfälle

Der Fall ist nicht der erste seiner Art in der aktuellen politischen
Landschaft. Bereits im Juli hatte Bundeslandwirtschaftsminister
Cem Özdemir vor Gericht gegen eine ähnliche Beleidigung
vorgegangen, wobei ein Mann verurteilt wurde, weil er ihn auf
Facebook als „Drecksack“ bezeichnet hatte. Diese
Entwicklungen geben Anlass zu der Befürchtung, dass die
gesellschaftliche Debatte verroht und die Hemmschwelle für
beleidigende Äußerungen immer niedriger wird.

Der Fall des Albert S. verdeutlicht die Herausforderungen, vor
denen die Gesellschaft steht, wenn es darum geht, freie
Meinungsäußerung und den Schutz von Amtsträgern in Einklang



zu bringen. Eine fortschreitende Verrohung des politischen
Diskurses könnte ernsthafte Folgen für die demokratische Kultur
haben, und die Gerichte scheinen zunehmend gefordert zu sein,
klare Grenzen zu ziehen.

Die Diskussion um Beleidigungen im Netz wird also weitergehen.
Es bleibt zu beobachten, wie ähnliche Fälle gehandhabt werden
und welche Maßnahmen ergriffen werden, um Politiker vor
verbalen Angriffen im digitalen Raum zu schützen.
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